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Allgemeiner Teil

1 .  K a p i t e l
Grundsätze des sozialistischen Strafrechts der 

Deutschen Demokratischen Republik
Artikel 1

Schutz und Sicherung der sozialistischen Staatsordnung 
und der sozialistischen Gesellschatt

Gemeinsames Interesse der sozialistischen Gesell­
schaft, ihres Staates und aller Bürger ist es, den zuver­
lässigen Schutz der Souveränität der Deutschen Demo­
kratischen Republik und der sozialistischen Errungen­
schaften, des friedlichen Lebens und der schöpferischen 
Arbeit der Menschen, der freien Entwicklung und der 
Rechte jedes Bürgers zu gewährleisten. Der Kampf 
gegen alle Erscheinungen der Kriminalität, besonders 
gegen die verbrecherischen Anschläge auf den Frieden, 
auf die Souveränität der Deutschen Demokratischen Re­
publik und auf den Arbeiter-und-Bauern-Staat, ist ge­
meinsame Sache der sozialistischen Gesellschaft, ihres 
Staates und aller Bürger. Der sozialistische Staat schützt 
seine staatlichen, wirtschaftlichen und militärischen Ge­
heimnisse allseitig gegenüber jedermann.

Artikel 2
Grundlagen und Zweck der strafrechtlichen Verant­

wortlichkeit
Die sozialistische Gesellschaftsordnung gewährleistet, 

daß in ihr jeder Bürger sein Leben in voller Wahrung 
seiner Würde, seiner Freiheit und seiner Menschen­
rechte in Übereinstimmung mit den Rechten und Inter­
essen der sozialistischen Gesellschaft, des Staates und 
seiner Bürger gestalten kann. Wer dennoch eine Straf­
tat begeht, hat dafür vor der Gesellschaft einzustehen. 
Die gerechte Anwendung des Strafrechts erfordert, daß 
jede Straftat aufgedeckt und der Schuldige zur Verant­
wortung gezogen wird. Zweck der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit ist es, die sozialistische Staats- und Ge­
sellschaftsordnung, die Bürger und ihre Rechte vor kri­
minellen Handlungen zu schützen, Straftaten vorzubeu­
gen und den Gesetzesverletzer wirksam zu sozialisti­
scher Staatsdisziplin und zu verantwortungsbewußtem 
Verhalten im gesellschaftlichen und persönlichen Leben 
zu erziehen.

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird verwirk­
licht durch nachdrückliche staatliche und gesellschaft­
liche Einwirkung auf den Gesetzesverletzer sowie durch 
seine Bewährung und Wiedergutmachung.

Die Freiheitsstrafe ist die strengste Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit, die den wirksamen 
Schutz der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord­
nung und der Rechte der Bürger sowie die nachdrück­
liche Erziehung von Straftätern gewährleistet, die sich 
schwerwiegender Straftaten schuldig machen oder sich 
hartnäckig der erzieherischen Einwirkung des Staates 
und der Gesellschaft verschließen.

Gegen Täter, die sich wegen weniger schwerwiegen­
der Handlungen verantworten müssen, werden Maß­
nahmen der gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege 
und Strafen ohne Freiheitsentzug angewandt.

< Artikel 3
Verantwortung der staatlichen und gesellschaftlichen 

Organe für die Verhütung von Straftaten
Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und 

Einrichtungen, die Vorstände der Genossenschaften und

die Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen ha­
ben die Aufgabe, die Bürger zu hoher Wachsamkeit ge­
genüber feindlichen Anschlägen und feindlichen ideolo­
gischen Einflüssen und zur Unduldsamkeit gegenüber 
Verletzungen der sozialistischen Gesetzlichkeit und Dis­
ziplin zu erziehen.

Sie sind dafür verantwortlich und rechenschaftspflich­
tig, daß in ihrem Aufgabenbereich durch eine wissen­
schaftliche Leitungstätigkeit und Erziehungsarbeit im 
engen Zusammenwirken mit den Bürgern Straftaten 
vorgebeugt wird und Gesetzesverletzer zu ehrlichem 
und verantwortungsbewußtem Verhalten erzogen wer­
den. Dazu haben sie Ursachen und Bedingungen von 
Straftaten zu beseitigen, Gesetzlichkeit und Disziplin 
zu festigen und Sicherheit und Ordnung zu gewähr­
leisten.

Die staatlichen und gesellschaftlichen Organe der 
Rechtspflege sind verpflichtet, mit ihren Erfahrungen 
Staats- und Wirtschaftsorgane, Betriebe, Einrichtungen, 
Genossenschaften und Massenorganisationen und gesell­
schaftliche Kollektive bei der Verhütung von Straftaten 
und der gesellschaftlichen Erziehung Straffälliger wirk­
sam zu unterstützen und dabei auf die Vervollkomm­
nung der Leitungstätigkeit und Erziehungsarbeit hinzu­
wirken.

Artikel 4
Schutz der Würde und der Rechte des Menschen

Die Würde des Menschen, seine Freiheit und seine 
Rechte stehen unter dem Schutz der Strafgesetze des 
sozialistischen Staates.

Die Achtung der Menschenwürde, von der sich die 
sozialistische Gesellschaft auch gegenüber dem Geset­
zesverletzer leiten läßt, ist für die Tätigkeit der staat­
lichen und gesellschaftlichen Strafrechtspflege und für 
den Strafvollzug unverbrüchliches Gebot.

Eine Person darf nur in strikter Übereinstimmung 
mit den Gesetzen strafrechtlich verfolgt und zur Ver­
antwortung gezogen werden. Eine Handlung zieht straf­
rechtliche Verantwortlichkeit nur nach sich, wenn dies 
zur Zeit ihrer Begehung durch Gesetz vorgesehen ist, 
der Täter schuldhaft gehandelt hat und die Schuld zwei­
felsfrei nachgewiesen ist. Die Rückwirkung und die ana­
loge Anwendung von Strafgesetzen zuungunsten des 
Betroffenen ist unzulässig.

Die Rechte der Persönlichkeit, das Post- und Fern­
meldegeheimnis und die Unverletzlichkeit der Wohnung 
sind gewährleistet. Sie dürfen nur so weit eingeschränkt 
werden, als dies gesetzlich zulässig und unumgänglich 
ist. Festnahmen und Verhaftungen erfolgen nur auf 
Grundlage des Gesetzes.

Niemand darf als einer Straftat schuldig behandelt 
werden, bevor nicht in einem gesetzlich durchgeführten 
Verfahren von einem Gericht oder gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege seine Schuld zweifelsfrei nach­
gewiesen und rechtskräftig festgestellt worden ist.

Das Recht auf Verteidigung ist gewährleistet.
Strafen im Sinne dieses Gesetzes werden ausschließ­

lich durch Gerichte ausgesprochen. Niemand darf seinem 
gesetzlichen Richter entzogen werden; Ausnahme­
gerichte sind verboten.

Artikel 5
Gewährleistung der Gleichheit vor dem Gesetz

Das Strafrecht und die Strafrechtspflege gewährleisten 
die Gleichheit vor dem Gesetz als ein Grund-


